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Entwurf der Abwägungen zu den Anregungen und Bedenken, die im Rahmen der Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß § 3 Abs. 2 BauGB 
sowie der Behörden und sonstiger Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 Abs. 2 BauGB im Zeitraum vom 13.01.2025 bis einschließlich 
14.02.2025, mit Verlängerung bis zum 18.02.2025, eingegangen sind: 

 

Folgende Behörden und sonstige Träger öffentlicher Belange haben im Verfahren gemäß § 4 Abs. 2 BauGB in ihrer Stellungnahme keine 
Hinweise, Einwendungen oder Bedenken vorgetragen: 

 

Absender Datum 

Bundesamt für Infrastruktur, Umweltschutz und Dienstleistungen der Bundeswehr 09.01.2025 

Forstamt Rheinhessen 10.01.2025 

Ortsgemeinde Selzen 29.01.2025 

Verbandsgemeindeverwaltung Bodenheim 07.02.2025 

Landeshauptstadt Mainz 13.02.2025 

Deutsche Telekom Technik GmbH 18.02.2025 

Landesbetrieb Mobilität Worms 18.02.2025 

Stadt Nierstein 14.01.2025 
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Folgende Behörden und sonstige Träger öffentlicher Belange haben im Verfahren gemäß § 4 Abs. 2 BauGB nachstehende Stellungnahmen 
vorgetragen: 

1 ZAR Zweckverband Abwasserentsorgung Rheinhessen 14.01.2025 

Stellungnahme Abwägungsempfehlung 

I.  Es ist eine Grunddienstbarkeit auf dem Grundstück 35/26 für die 
Hausanschlussleitung zu Gunsten des Grundstückseigentümers 
(Fl.Nr. 40/3) und nicht des ZARs einzurichten und dem ZAR mit dem 
Einleitantrag vorzulegen. Die Zuständigkeit des ZARs für die beiden 
Hausanschlüsse endet in der Straße „Am Lazarienpfad“. 

Das Grundstück 35/26 ist Teil des angrenzenden Be-
bauungsplans „Am Lazarienpfad“ und folglich nicht 
Bestandteil dieser Planung. Da jedoch die Erschlie-
ßung (auch Abwasser) gesichert sein muss, wird 
diese Information an den Grundstückseigentümer 
weitergegeben.  

II.  Das Baugebiet ist vor Außengebietswasser zu schützen. Es handelt sich um eine Planung im Bestand, die le-
diglich umgenutzt werden soll. Eine Verschärfung 
der Gefahren durch Außengebietswasser ist nicht zu 
erwarten. Durch die Festsetzung von Grünflächen im 
südlichen (höhergelegenen) Bereich werden Außen-
gebietswasser bereits gebremst und können in Tei-
len versickern. 

 

Beschlussvorschlag 

 

Die Ortsgemeinde beauftragt die Verwaltung damit, dem Grundstückseigentümer die Notwendigkeit einer Grunddienstbarkeit auf dem 
Grundstück 35/26 für die Hausanschlussleitung zu Gunsten des Grundstückseigentümers (Fl. Nr. 40/3) mitzuteilen. Der Ortsgemeinderat 
erkennt keine Verschärfung der Außengebietswassergefährdung. Durch die Festsetzung von Grünflächen im südlichen Bereich werden 
Gefahren durch Außengebietswasser langfristig geringgehalten. 

 

Abstimmung:  ☐  Einstimmig          ____ Ja-Stimmen           ____ Nein-Stimmen           ____ Enthaltungen 

 

 



 

Ortsgemeinde Mommenheim – Bebauungsplan „Am Weiherborn“ 
Abwägung der Anregungen und Stellungnahmen 

 
 
 

4 

 

 

 

 

2 Generaldirektion Kulturelles Erbe Rheinland-Pfalz Direktion Landesarchäologie – Außenstelle 
Mainz 

31.01.2025 

Stellungnahme Abwägungsempfehlung 

I.  In der Fundstellenkartierung der Direktion Landesarchäologie sind 
im Geltungsbereich der o.g. Planung keine archäologischen Fund-
stellen verzeichnet. Grundsätzlich ist aber nur ein geringer Teil der 
tatsächlich im Boden vorhandenen archäologischen Denkmale be-
kannt.  

Wird zur Kenntnis genommen. 

II.  Eine Zustimmung der Direktion Landesarchäologie ist an die Über-
nahme folgender Auflagen gebunden:  

1. Die ausführenden Baufirmen sind eindringlich auf die Bestim-
mungen des Denkmalschutzes (DSchG) vom 23.03.1978 (GVBl., 
1978), zuletzt geändert durch Artikel 4 des Gesetzes vom 
28.09.2021 (GVBl. S. 543) hinzuweisen. Danach ist jeder zutage 
kommende, archäologische Fund unverzüglich zu melden, die 
Fundstelle soweit als möglich unverändert zu lassen und die Ge-
genstände sorgfältig gegen Verlust zu sichern.  

2. Absatz 1 entbindet Bauträger/Bauherrn bzw. entsprechende Ab-
teilungen der Verwaltung jedoch nicht von der Meldepflicht und 
Haftung gegenüber der GDKE. 

3. Sollten archäologische Objekte angetroffen werden, so ist der Di-
rektion Landesarchäologie ein angemessener Zeitraum einzu-
räumen, damit wir unsere Rettungsgrabungen, in Absprache mit 
den ausführenden Firmen, planmäßig den Anforderungen der 
heutigen archäologischen Forschung entsprechend durchführen 
können. Im Einzelfall ist mit Bauverzögerungen zu rechnen. Je 
nach Umfang der evtl. notwendigen Grabungen sind von Seiten 
der Bauherrn/Bauträger finanzielle Beiträge für die Maßnahmen 
erforderlich. 

Die nebenstehenden Auflagen sind in den Hinweisen 
zum Bebauungsplan (unter „Denkmalschutz (Boden-
denkmäler)“) bereits enthalten. Weitere Anpassun-
gen der Planunterlagen sind daher nicht notwendig. 
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III.  Trotz dieser Stellungnahme ist die Direktion Landesarchäologie an 
den weiteren Verfahrensschritten zu beteiligen, da jederzeit bisher 
unbekannte Fundstellen in Erscheinung treten können.  

Das Verfahren ist mit dem folgenden Satzungsbe-
schluss beendet. Eine weitere Beteiligung sieht das 
Baugesetzbuch nicht vor. 

IV.  Diese Stellungnahme betrifft ausschließlich die archäologischen Kul-
turdenkmäler und ersetzt nicht Stellungnahmen der GDKE-Direktion 
Landesdenkmalpflege und der Abteilung Erdgeschichte. Eine interne 
Weiterleitung ist nicht möglich.  

Für Rückfragen stehen wir Ihnen selbstverständlich gerne zur Verfü-
gung.  

Die anderen genannten Stellen wurden ebenfalls im 
laufenden Verfahren beteiligt. 

 

Kenntnisnahme. Kein Beschluss erforderlich. 

 

 

 

3 Struktur- und Genehmigungsdirektion Süd – Regionalstelle Wasserwirtschaft, Abfallwirtschaft, 
Bodenschutz 

07.02.2025 

Stellungnahme Abwägungsempfehlung 

I.  1. Allgemeine Wasserwirtschaft – Gewässer / Hochwasserschutz 

Ein Hinweis auf die Sturzflutgefährdung wurde in der Begründung 
aufgenommen. Es wurde jedoch nicht darauf eingegangen, wie mit 
dieser Sturzflutgefährdung bei der weiteren Nutzung oder Umnut-
zung des Grundstückes umgegangen werden soll und welche 
Schlussfolgerungen / Maßnahmen sich aus der bestehenden Sturz-
flutgefährdung ergeben.  
Dies sollte ergänzt werden und zudem in den textlichen Festsetzun-
gen aufgenommen werden.  

Es handelt sich um eine Planung im Bestand, die le-
diglich umgenutzt werden soll. Eine Verschärfung 
der Sturzflutgefahren ist nicht zu erwarten. Durch die 
Festsetzung von Grünflächen im südlichen (höher-
gelegenen) Bereich und die Festsetzung von unver-
siegelten Flächen kann der Sturzflutgefährdung ent-
gegengewirkt werden. Die Begründung wird dahin-
gehend konkretisiert. Weitere Textfestsetzungen 
werden nicht aufgenommen. 

II.  Der Hinweis, dass höhere Fließgeschwindigkeiten lediglich parallel 
zur K 38 vorkommen, erweckt den Eindruck, dass im Plangebiet 

Die Begründung wird um die Beschreibung der Fließ-
geschwindigkeiten im Falle eines außergewöhn-
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überwiegend geringe Fließgeschwindigkeiten auftreten. Tatsächlich 
treten im Falle eines außergewöhnlichen Starkregenereignisses 
(SRI7, 1 Std.) gemäß Sturzflutengefahrenkarten sowohl zwischen 
der K 38 und dem bestehenden Gebäude als auch östlich des Ge-
bäudes hohe Fließgeschwindigkeiten mit bis zu 1 m/s auf. Dies sollte 
ebenfalls klargestellt werden.  

lichen Starkregenereignisses konkretisiert. So wer-
den Beschreibungen der Fließgeschwindigkeiten an 
der Halle sowie auf den östlichen Flächen ergänzt. 

 

Redaktionelle Änderung. Kein Beschluss erforderlich. 

 

 

 

4 Landesamt für Geologie und Bergbau Rheinland-Pfalz 18.02.2025 

Stellungnahme Abwägungsempfehlung 

I.  Aus Sicht des Landesamtes für Geologie und Bergbau Rheinland-
Pfalz (LGB) werden zum oben genannten Planvorhaben folgende 
Anregungen, Hinweise und Bewertungen gegeben: 

Bergbau / Altbergbau:  

Die Prüfung der hier vorliegenden Unterlagen ergab, dass der aus-
gewiesene Bebauungsplan "Am Weiherborn" von dem auf Eisen und 
Mangan verliehenen Bergwerksfeld "Germania I" überdeckt wird. 
Das Bergrecht für das Bergwerksfeld wird von der Firma Barbara 
Rohstoffbetriebe GmbH, Hannoversche Straße 23 in 31547 Reh-
burg-Loccum aufrechterhalten. 

Über tatsächlich erfolgten Abbau in diesem Bergwerksfeld liegen un-
serer Behörde keine Dokumentationen oder Hinweise vor. In dem in 
Rede stehenden Gebiet erfolgt kein aktueller Bergbau unter Bergauf-
sicht.  

Es handelt sich um ein bereits bebautes Gebiet, das 
lediglich umgenutzt werden soll. Eine Betroffenheit 
kann daher ausgeschlossen werden, da ein Bergbau 
an diesem Standort nicht mehr möglich ist. Eine Be-
teiligung wird als nicht notwendig erachtet. 
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Da wir keine Kenntnisse über eventuelle Planungen der o.g. Berg-
werkseigentümerin in Bezug auf das aufrechterhaltene Bergwerksei-
gentum haben, empfehlen wir Ihnen, sich mit der Firma Barbara 
Rohstoffbetriebe GmbH in Verbindung zu setzen. 

II.  Boden und Baugrund  

– allgemein: 

Sofern noch Eingriffe in den Baugrund geplant sind, sind grundsätz-
lich die einschlägigen Regelwerke (u.a. DIN 4020, DIN EN 1997-1 
und -2, DIN 1054) zu berücksichtigen. Für Neubauvorhaben oder 
größere An- und Umbauten (insbesondere mit Laständerungen) wer-
den objektbezogene Baugrunduntersuchungen empfohlen.   

Bei allen Bodenarbeiten sind die Vorgaben der DIN 19731 und der 
DIN 18915 zu berücksichtigen. 

Die nebenstehenden Hinweise werden in den Hin-
weisen zum Bebauungsplan unter „Bodenschutz“ er-
gänzend aufgenommen. 

III.  - mineralische Rohstoffe: 

Gegen das geplante Vorhaben bestehen aus rohstoffgeologischer 
Sicht keine Einwände. 

Wird zur Kenntnis genommen. 

IV.  Geologiedatengesetz (GeolDG)  

Nach dem Geologiedatengesetz ist die Durchführung einer Bohrung 
bzw. geologischen Untersuchung spätestens 2 Wochen vor Untersu-
chungsbeginn beim Landesamt für Geologie und Bergbau Rhein-
land-Pfalz (LGB) anzuzeigen. Für die Anzeige sowie die spätere 
Übermittlung der Bohr- und Untersuchungsergebnisse steht das On-
line-Portal Anzeige geologischer Untersuchungen und Bohrungen 
Rheinland-Pfalz unter   

https://geoldg.lgb-rlp.de 

zur Verfügung. 

Weitere Informationen zum Geologiedatengesetz finden Sie auf den 
LGB Internetseiten sowie im Fragenkatalog unter   

Der nebenstehende Hinweis zum Geologiedatenge-
setz wird in den Hinweisen zum Bebauungsplan un-
ter „Bodenschutz“ ergänzend aufgenommen. 
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https://www.lgb-rlp.de/fachthemen/geologiedatengesetz/faq-geo-
ldg.html 

 

Redaktionelle Änderung. Kein Beschluss erforderlich. 

 

 

 

 

5 EWR Netz GmbH 18.02.2025 

Stellungnahme Abwägungsempfehlung 

I.  Von unserer Seite bestehen keine Bedenken gegen die vorliegende 
Planung oder Baumaßnahme.  

Zur Zeit sind in diesem Planungs-/Baubereich keine Netzausbauar-
beiten geplant oder in der Ausführung.  

Wird zur Kenntnis genommen. 

II.  Bei Kreuzungen oder Näherungen zu Anlagen der EWR Netz GmbH 
ist entsprechende Rücksicht zu nehmen. Die genaue Lage der Lei-
tungen ist durch Handschachtung festzustellen. Die nachstehenden 
angegebenen Schutzstreifen oder Mindestabstände sind zu beach-
ten.  

Die Schutzstreifen sind von jeglicher Bebauung und Bepflanzung mit 
Bäumen oder tiefwurzelnden Sträuchern freizuhalten. Vorstehende 
Tätigkeiten innerhalb der Schutzstreifen sind der EWR Netz GmbH 
anzuzeigen und Schutzmaßnahmen mit der EWR Netz GmbH abzu-
stimmen. 

Der nebenstehende Hinweis zum Leitungsschutz 
der EWR Netz GmbH wird in den Hinweisen zum 
Bebauungsplan unter „Leitungsschutz“ ergänzend 
aufgenommen. 

III.  Zur Vermeidung gegenseitiger Beeinflussung dürfen die nachstehen-
den Mindestabstände bei der Verlegung von Leitungen ohne 

Der Hinweis aus Nummer II. ist bereits ausreichend 
und bezweckt die notwendige Anstoßwirkung. 
Durch die Kontaktaufnahme mit der EWR Netz 
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Sondermaßnahmen nicht unterschritten werden. Die Sondermaßnah-
men sind mit der EWR Netz GmbH abzustimmen.  

Darüber hinaus dürfen keine Einwirkungen vorgenommen werden, 
die den Bestand, den Betrieb oder die Unterhaltung der Leitungen 
beeinträchtigen oder gefährden. 

Wir verweisen auch auf behördliche Festlegungen, die einschlägigen 
Vorschriften und anerkannten Regeln der Technik.  

Für Schäden, die auf eine Missachtung der vorstehenden Vorgaben 
beruhen, haftet der Verursacher.  

 

GmbH wird zudem sichergestellt, dass die individu-
ellen Leitungsabstände und Schutzstreifen übermit-
telt werden. 

IV.  Bauunternehmungen sind anzuweisen, vor Baubeginn aktuelle Be-
standspläne schriftlich anzufordern oder bei uns abzuholen und mit 
der zuständigen Betriebsstelle der EWR Netz GmbH Kontakt aufzu-
nehmen. Eine Rohrleitungsauskunft erhalten Sie über unsere 
Mailadresse: leitungsauskunft@ewr-netz.de.  

Für die Verlegung von unterirdischen Versorgungsleitungen sind die 
in DIN 1998 vorgesehenen Trassenräume freizuhalten. 

Der nebenstehende Hinweis zum Leitungsschutz 
der EWR Netz GmbH wird in den Hinweisen zum 
Bebauungsplan unter „Leitungsschutz“ ergänzend 
aufgenommen. 

V.  Nach Inkrafttreten des Bebauungsplanes gemäß § 10 BauGB bitten 
wir Sie, uns den Eintritt der Rechtsverbindlichkeit des Bebauungspla-
nes bekannt zu geben.  

Das Inkrafttreten des Bebauungsplans wird ortsüb-
lich bekanntgegeben. 
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VI.  Die Kosten für Leitungssicherungsmaßnahmen oder Umlegungen 
vorhandener Leitungen werden dem Verursacher in Rechnung ge-
stellt, soweit keine vertraglichen oder sonstigen Festlegungen ander-
weitige Regelungen vorgeben. 

Wird zur Kenntnis genommen. 

VII.  Aussagen zur Tiefenlage der EWR-Leitungen sind nicht möglich, da 
nach der Legung der Leitungen das Höhenniveau des Geländes eine 
Veränderung durch Auf- oder Abtrag erfahren haben kann. Im Zuge 
des Abstimmungsverfahrens bzw. der Vorkoordination sind Such-
schachtungen im Bereich der EWR-Leitungen herzustellen, um die 
genaue Tiefenlage festzustellen. Aufgrund dieser Erkenntnisse kön-
nen notwendige Arbeiten wie Leitungssicherung, Leitungsumlegun-
gen oder andere erforderliche Arbeiten definiert, koordiniert und not-
wendige Aufwendungen und Bauzeiten kalkuliert werden. 

Wird zur Kenntnis genommen. 

 

Redaktionelle Änderung. Kein Beschluss erforderlich. 

 

 

 

6 Kreisverwaltung Mainz-Bingen 19.02.2025 

Stellungnahme Abwägungsempfehlung 

I.  Aus der Sicht der von unserem Hause zu vertretenden öffentlichen 
Belange werden zum o.g. Verfahren folgende Anregungen vorgetra-
gen: 

1.  Aus Sicht der Unteren Naturschutzbehörde bestehen folgende 
Anmerkungen 
 
1.1. Es wird begrüßt, dass unserer Anmerkungen im vorher-

gehenden Verfahren berücksichtigt wurden. 

Wird zur Kenntnis genommen. 
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II.  Redaktioneller Hinweis: 

1.2. Unter Punkt 6 der textlichen Festsetzungen wird die pri-
vate Grünfläche beschrieben. Hier steht die Grünfläche 
befinde sich südlich und westlich des Gewerbegebiets, 
laut Planzeichnung und Luftbild befindet sie sich jedoch 
südlich und östlich des Gewerbegebiets. 

Der Punkt 6 in den textlichen Festsetzungen wird 
entsprechend korrigiert, dass die Grünflächen östlich 
des Gewerbegebiets liegen. 

III.  2. Aus Sicht der Unteren Wasserschutzbehörde (Wasserwirt-
schaft) bestehen folgende Anmerkungen 
 
2.1. Die Niederschlagswasserentsorgung soll mittels leitungs-

gebundenem Anschluss an die Entwässerung des Wohn-
gebietes „Am Lazarienpfad" erfolgen.  

2.2. Für die Entwässerung dieses Wohngebietes wurde am 
23.06.2021 eine wasserrechtliche Erlaubnis von der Obe-
ren Wasserbehörde erteilt.  

2.3. Die Entwässerungskonzeption sollte daher frühzeitig mit 
der SGD Süd, Regionalstelle Wasserwirtschaft, Abfallwirt-
schaft, Bodenschutz Mainz abgestimmt werden, ggf. ist 
eine Erlaubnisänderung erforderlich. 

An der bestehenden Entwässerung wird festgehal-
ten. Eine Erlaubnisänderung ist daher nicht notwen-
dig. 

IV.  3. Gegen den Bauleitplan bestehen aus Sicht der Brandschutz-
dienststelle Landkreis Mainz-Bingen keine Bedenken, wenn die-
ser entsprechend dem Planentwurf mit Anlagen und unter Be-
rücksichtigung folgender Punkte ausgeführt wird:  
 
3.1. Für die notwendige Löschwasserversorgung gemäß dem 

§ 48 des Landeswassergesetzes (LWG) vom 14. Juli 
2015 und dem § 31 des Landesgesetzes über den Brand-
schutz, die allgemeine Hilfe und den Katastrophenschutz 
(Brand- und Katastrophenschutzgesetz - LBKG -) vom 2. 
November 1981 sind die folgenden anerkannten Regeln 
der Technik, wie im Punkt 7. Wasserversorgung/ 

Gemäß den Aussagen des wvr (vgl. Stellung-
nahme 7) ist die Löschwasserversorgung im Plange-
biet sichergestellt. 
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Brandschutz der TEXTLICHEN FESTSETZUNGEN 
(>Seite 28) beschrieben, sind zu beachten: 

3.2. DVGW-Merkblatt W 331 für die Auswahl, den Einbau und 
den Betrieb von genormten Hydranten im Sinne des 
DVGW-Arbeitsblattes W-400, Teil 1 bis 3.; 

3.3. DVGW- Arbeitsblatt W 400-1 (Trinkwasserverteilung) 
Technische Regel Wasserverteilungsanlagen -TRWV- 
Teil 1: Planung; 

3.4. DVGW-Arbeitsblatt W 405 (Bereitstellung von Löschwas-
ser durch die öffentliche Trinkwasserversorgung) 

3.5. DVGW-Information Wasser Nr. 99 (Löschwasserversor-
gung aus Hydranten in öffentlichen Verkehrsflächen). 

3.6. Aus Sicht der Brandschutzdienststelle ist für das einge-
schränkte Gewerbegebiet mindestens eine Löschwasser-
menge von 48m³/h über einen Zeitraum von zwei Stun-
den sicherzustellen.  

V.  4. Aus städtebaulicher Sicht bestehen folgende Anmerkungen: 
 
4.1. Bei der Planzeichnung muss wie auf den textlichen Fest-

setzungen der Hinweis erfolgen, dass beide Bestandteil 
des Bebauungsplans sind (vgl. obligatorische Hinweise). 

Zur Satzungsfassung wird eine Planurkunde mit 
Planzeichnung, Textfestsetzungen, Hinweisen, Ver-
fahrensvermerken und Rechtsgrundlagen erstellt. 
Somit werden alle Festsetzungen auf einem Doku-
ment zu finden sein. 

VI.  4.2. Die Nummerierung der Maßnahmen in der Planzeich-
nung sind irritierend, da sie mit M1 beginnt und mit M5 
endet, ohne die Maßnahmen M3 und M4 zu benennen. In 
den textlichen Festsetzungen hingegen wird unter Punkt 
7.1 die Maßnahme M4 „Wasserdurchlässige Beläge“ und 
unter Punkt 8.3 die Maßnahme M3 „Erhalt der Birken auf 
der westlichen Freifläche“ aufgeführt. Wir möchten daher 
lediglich darum bitten, die Maßnahmen anders zu num-
merieren, sodass die Aufzählung auf der Planzeichnung 
chronologisch ist, oder alle Maßnahmen in der Zeichnung 
zu verorten. 

Die Nummerierung ergibt sich aus dem beiliegenden 
Umweltbericht. An der Nummerierung wird festge-
halten. 
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VII.  Obligatorische Hinweise 

Bebauungspläne sind gem. § 8 (2) BauGB aus dem Flächennut-
zungsplan zu entwickeln. 

Die Grundstücke müssen der Nutzung entsprechend erschlossen 
sein und der Bebauungsplan muss die Erschließung im Sinne von 
§ 30 BauGB & §§ 123-135ff BauGB vollständig regeln. 

Der Bebauungsplan ist aus dem Flächennutzungs-
plan entwickelt. Die Erschließung ist gesichert. 

VIII.  Wenn die textlichen Festsetzungen getrennt von der Planzeichnung 
geführt werden, sind auf beiden Dokumenten jeweils der Hinweis zu 
führen, dass beide Teile Bestandteil des Bebauungsplans sind. Dies 
begründet sich aus der Tatsache, dass die Planzeichnung als zeich-
nerischer Ausdruck der textlichen Festsetzungen verstanden wird, 
sprich es muss alles, was auf der Planzeichnung enthalten ist auch 
in den textlichen Festsetzungen festgehalten sein und umgekehrt. 

Zur Satzungsfassung wird eine Planurkunde mit 
Planzeichnung, Textfestsetzungen, Hinweisen, Ver-
fahrensvermerken und Rechtsgrundlagen erstellt. 
Somit werden alle Festsetzungen auf einem Doku-
ment zu finden sein. 

IX.  Sind die Bestimmungen für bauliche Anlagen und Einfriedungen ein-
schließlich deren Höhen aus Sicht der Gemeinde abschließend und 
vollständig geklärt? Es wird empfohlen neben relativen Angaben 
(diese sind im Deutschen Höhennetz seit 1993 in NHN zu führen) 
auch die absoluten Höhenangaben der baulichen Anlagen und be-
sonders der Einfriedungen in Metern zu bestimmen, sowie jedes po-
tenzielle Baufeld hinsichtlich der vorliegenden Reliefenergie und der 
Bebauung zu prüfen und ggfls. Festlegungen einer natürlichen Ge-
ländeoberfläche im Sinne von § 2 Abs. 6 LBauO zwingend zu integ-
rieren. Wenn als Bezugspunkt für die Höhe der baulichen Anlagen 
die Oberkante Rohfußboden definiert wird, empfiehlt sich eine An-
gabe zur maximal zulässigen Höhe der Oberkante Rohfußboden 
z.B. über dem angrenzenden Gelände oder der erschließungstech-
nisch zugeordneten Verkehrsfläche oder auch einer festen NHN-
Höhe. 

Die Gemeinde sieht die Bestimmungen zur Höhe der 
baulichen Anlagen und Einfriedungen als abschlie-
ßend und vollständig geklärt an. Weitere Anpassun-
gen werden nicht notwendig. 

X.  Jeder Bebauungsplan ist für sich abgeschlossen, weswegen eine 
Ortsrandeingrünung zur Schaffung eines harmonischen Übergangs 
zur freien Landschaft für jeden an den Außenbereich grenzenden 

Im Süden werden bereits Grünflächen festgesetzt, 
die als Ortsrandeingrünung dienen können. Weitere 
Eingrünungsmaßnahmen sind nicht notwendig, 
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Bebauungsplan zwingend notwendig ist. Zur Abgrenzung des Plan-
gebietes gegenüber dem Außenbereich sollte eine ausreichende 
Eingrünung des Gebietsrandes erfolgen. Hierzu ist im Bebauungs-
plan in einer Tiefe von 5 m eine private Grünfläche mit Pflanzbin-
dung festzusetzen. Wenn aber eine Ortsrandeingrünung ihre Funk-
tion als solche vollständig erfüllen soll, dann ist im Bebauungsplan 
eine öffentliche Grünfläche mit der entsprechenden Zweckbestim-
mung festzusetzen. Überdies ist auch ein hinreichend wirkungsvoller 
Schutz eines Wohngebiets gegenüber der anschließenden landwirt-
schaftlichen Nutzung (Staub, Spritzmittel, Lärm u.a.) zu gewährleis-
ten. Und auch dieser kann u.E. nur auf einer öffentlichen Fläche si-
chergestellt werden. 

insbesondere weil südlich weitere Gehölzstrukturen 
anschließen. 

XI.  Gültige Satzungen sind von der Gemeinde vorzulegen und ggf. zu 
beachten, auch bei zukünftigen Bauvorhaben innerhalb des Plange-
bietes.  
Bitte achten Sie auf die Aktualität aller verwendeten Rechtsgrundla-
gen, bspw.: 

• "Baugesetzbuch in der Fassung der Bekanntmachung vom 3. 
November 2017 (BGB/. I S. 3634), das zuletzt durch Artikel 3 
des Gesetzes vom 20. Dezember 2023 (BGB/. 2023 I Nr. 
394} geändert worden ist" 

Sollten sich bei der Planüberarbeitung Fragen ergeben, stehen wir 
gerne zu einem Gespräch bereit.  

Wird zur Kenntnis genommen. 

 

Redaktionelle Änderung. Kein Beschluss erforderlich. 
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7 WVR Wasserversorgung Rheinhessen Pfalz GmbH 17.02.2025 

Stellungnahme Abwägungsempfehlung 

I.  Bei einem Brandfall kann die Löschwassermenge von 48m³/h über 
einen Zeitraum von 2 Stunden bereit gestellt werden. Die o. g. 
Löschwasserentnahmemenge kann über die in den öffentlichen Stra-
ßen befindlichen Unterflurhydranten erfolgen.  

Wird zur Kenntnis genommen. 

II.  Wir weisen darauf hin, dass gemäß DVGW Arbeitsblatt W405 der 
Löschwasserbereich sämtliche Löschwasserentnahmemöglichkeiten 
in einem Umkreis von 300 m um das betreffende Brandobjekt um-
fasst und der Netzdruck nicht unter 1,5 bar abfallen sollte.  

Wird zur Kenntnis genommen. 

III.  Abschließend weisen wir darauf hin, dass auf unserer Leitungstrasse 
keine Baumpflanzungen vorgenommen werden dürfen. Baumwur-
zeln bergen in der Regel mittel- bis langfristig ein Gefahrenpotenzial 
für die Transportleitung. Siehe auch Arbeitsblatt DVGW GW 125 (M) 
– „Bäume, unterirdische Leitungen und Kanäle“, Februar 2013.  

Für Rückfragen stehen wir Ihnen gerne zur Verfügung.  

Der nebenstehende Hinweis ist in den Hinweisen 
zum Bebauungsplan unter „Leitungsschutz“ bereits 
enthalten. Weitere Anpassungen der Planunterlagen 
sind nicht notwendig. 

 

Kenntnisnahme. Kein Beschluss erforderlich. 
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Seitens der Öffentlichkeit sind keine Stellungnahmen im Verfahren gemäß § 3 Abs. 2 BauGB eingegangen. 

 

 
Erstellt im Auftrag der Ortsgemeinde Mommenheim 

Bearbeitet durch Enviro-Plan GmbH 

Odernheim am Glan, 22.04.2025 


